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A. Bericht des Abgeordneten Hepp: 


Bei dem am 6. Dezember 1951 zur Unterzeich- 
nung aufgelegten und am 30. April 1952 von der 
Bundesrepublik Unterzeichneten Internationalen 
Pflanzenschutzabkommen (IPA) handelt es sich um 
ein von der FAO vorbereitetes allgemeines Abkom- 
men, das allen Staaten zur Unterzeichnung oder 
zum Beitritt offensteht. Es verfolgt gemäß Artikel I 
das Ziel, ein gemeinsames und wirkungsvolles Vor- 
gehen im Kampf gegen die Einschleppung und Ver- 
breitung von Krankheiten und Schädlingen bei 
Pflanzen und Pflanzenerzeugnissen zu erreichen 
und die Einführung hierauf gerichteter Maßnah- 
men zu fördern. 

Die IPA tritt an die Stelle des Internationalen 
Reblausabkommens vom 3. November 1881 (RGBl. 
1882 S. 125), des Berner Zusatzabkommens vom 
15. April 1889 zum Abkommen vom 3. November 
1881 (RGBl. 1889 S. 203) und des Internationalen 
Pflanzenschutzabkommens von Rom vom 16. April 
1929 (Artikel X). Dem letztgenannten Abkommen 
war das Deutsche Reich aus fachlichen Gründen 
ferngeblieben. 

Für die Bundesrepublik ergänzt das IPA auf in- 
ternationaler Ebene in zweckmäßiger Weise die be- 
stehenden deutschen Pflanzenschutzbestimmungen, 
die auf dem Gesetz zum Schutze der Kulturpflan- 
zen in der Fassung vom 26. August 1949 (WiGBl. 
S. 308) beruhen. Auf Grund dieses Gesetzes ist in 
der Bundesrepublik die von der IPA angestrebte 
innerstaatliche Pflanzenschutzorganisation bereits 
geschaffen. Den Verpflichtungen des IPA zur inter- 


nationalen Zusammenarbeit hat der deutsche Pflan- 
zenschutzdienst bereits seit längerem Rechnung ge- 
tragen, auf europäischer Ebene z. B. seit dem 
26. Juni 1954 im Rahmen der Europäischen Pflan- 
zenschutzorganisation (EPPO), einer sogenannten 
regionalen Pflanzenschutzorganisation im Sinne des 
Artikels VIII des IPA. 

Die Finanzierung der Aufwendungen im Rahmen 
des IPA erfolgt, soweit diese nicht die innerstaat- 
liche Durchführung des IPA betreffen, durch die 
FAO. Da die Bundesrepublik Mitglied der FAO ist, 
ist für sie die Beteiligung an dem Abkommen nicht 
mit besonderen finanziellen Aufwendungen ver- 
bunden. Für die innerstaatliche Durchführung des 
IPA sind die erforderlichen Mittel im Rahmen des 
Gesetzes zum Schutze der Kulturpflanzen bereit- 
gestellt. Das IPA bedarf gemäß Artikel 59 Abs. 2 
GG der Zustimmung in Form eines Bundesgesetzes. 

Der Bundesrat hat in seiner 152. Sitzung am 
20. Januar 1956 gemäß Artikel 76 Abs. 2 GG be- 
schlossen, zu dem Regierungsentwurf dahingehend 
Stellung zu nehmen, daß in der Präambel die 
Worte „mit Zustimmung des Bundesrates“ einzufü- 
gen sind. Im übrigen hat er gegen den Regierungs- 
entwurf keine Bedenken erhoben. 

Da es zweifelhaft sein kann, ob die in der Stel- 
lungnahme des Bundesrates vom 20. Januar 1956 
angeführten Bestimmungen eine Regelung des Ver- 
waltungsverfahrens im Sinne des Artikels 84 
Abs. 1 GG darstellen, hat die Bundesregierung 
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gegen die vom Bundesrat angeregte Änderung der 
Eingangsworte des Gesetzentwurfs keinen Wider- 
spruch erhoben. Der Ausschuß hat sich der Stel- 
lungnahme der Bundesregierung angeschlossen. 


vorliegenden Gesetzentwurf Ihre Zustimmung zu 
geben. 

Bonn, den 3. Juli 1956 


Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten darf ich Sie bitten, dem 


Hepp 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2346 — ■ mit der 
Maßgabe, daß die Eingangsworte wie folgt gefaßt 
werden: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:“, 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 3. Juli 1956 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


Bauknecht 

Vorsitzender 


Hepp 

Berichterstatter 



